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Änderungsantrag 
 
 
der Fraktion der AfD 
 
 
zu dem „Gesetz betreffend die Stärkung der Hochschullandschaft (Hochschulstär-
kungsgesetz)“ 
 
Gesetzentwurf der Landesregierung  
Drucksache 18/16798 
Beschlussempfehlung des Wissenschaftsausschusses 
Drucksache 18/19909 
 
 
Die Fraktion der AfD beantragt, den Entwurf der Landesregierung „Gesetz betreffend die Stär-
kung der Hochschullandschaft (Hochschulstärkungsgesetz)“ (LT-Drucksache 18/16798) zu 
ändern: 
 
 
Artikel 1 wird wie folgt geändert: 
 
1.  „Die Angaben zu Teil 10 werden durch die folgenden Angaben ersetzt:  
 
 Teil 10 Ergänzende Vorschriften 
 § 84 Aufsicht über staatlich getragene Hochschulen  
 § 85 Zusammenwirken von Hochschulen und von Hochschulen mit Forschungseinrich-

tungen; Zusammenarbeit von Hochschulen im Bereich der Verwaltung  
 § 86 Errichtung juristischer Personen des öffentlichen Rechts durch Hochschulen  
 § 87 Besondere Vorschriften betreffend die Fernuniversität in Hagen  
 § 88 Landesarbeitsgemeinschaft der Schwerbehindertenvertretungen  
 § 89 Studium eines Erweiterungsfaches nach abgeschlossenem Lehramtsstudium  
 § 90 Überleitung des wissenschaftlichen Personals  
 § 91 Mitgliedschaftsrechtliche Sonderregelungen  
 § 92 Kirchenverträge, kirchliche Mitwirkung bei Stellenbesetzung und Studiengängen  
 § 93 Zuschüsse  
 § 94 Deutsche Hochschule der Polizei  
 § 95 Ministerium; Verwaltungsvorschriften; Geltung von Gesetzen  

§ 96 Hochschulbetrieb im Falle einer Epidemie, einer Großeinsatzlage oder einer Kata-
strophe  
§ 97 Regelung betreffend die Finanzströme zwischen dem Land und den verselbstän-
digten Hochschulen 
§ 98 Regelung betreffend Zuweisung von Leistungen zur ausschließlichen Wahrneh-
mung 
§ 99 Inkrafttreten, Übergangsregelungen.“ 
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2.   Im Änderungsbefehl 3 Buchstabe b wird die Angabe „103“ durch die Angabe „86“ ersetzt. 
 
3.    Der Änderungsbefehl 6 Buchstabe a wird gestrichen. 
 
4.    Im Änderungsbefehl 7 Buchstabe a wird die Angabe „101“ durch die Angabe „84“ er-

 setzt.  
 
5.    Im Änderungsbefehl 8 werden im § 8 a Absatz 3 sowie in Absatz 4 und 6 jeweils die 

Angabe „§ 102“ durch „§ 85“ ersetzt sowie in Absatz 6 die Angabe „§103“ durch „§ 86“, 
und in § 8 b Absatz 5 wird die Angabe „§ 102“ durch „§ 85“ ersetzt.  

 
6.   Der Änderungsbefehl 10 wird gestrichen. 
 
7.   Der Änderungsbefehl 13 wird wie folgt geändert: „In § 12 Absatz 5 Nummer 4 Satz 2 

wird die Angabe „§ 76“ durch die Angabe „§ 84“ ersetzt.“ 
 
8.    Der Änderungsbefehl 18 Buchstabe a) bb) wird wie folgt geändert: „In Nummer 3 wird 

die Angabe „§ 77a“ durch die Angabe „§ 86“ und die Angabe „3 Absatz 7“ durch die 
Angabe „3 Absatz 8“ ersetzt.“ 

 
9.   Der Änderungsbefehl 24 wird wie folgt geändert: „In § 30 Absatz 3 wird die Angabe „§ 

80“ durch die Angabe „§ 92“ ersetzt.“ 
 
10.  Der Änderungsbefehl 25 Buchstabe a aa) wird wie folgt geändert: „In Satz 5 wird die 

 Angabe „§ 77“ durch die Angabe „§ 85“ ersetzt.“ 
 
11.  Der Änderungsbefehl 26 Buchstabe c wird wie folgt geändert: „In Absatz 4 Satz 2 und 3 

wird jeweils die Angabe „§ 77“ durch die Angabe „§ 85“ ersetzt, und im Änderungs-befehl 
26 Buchstabe e wird die Angabe „§ 103“ durch die Angabe „§ 86“ ersetzt. 

  
12. Im Änderungsbefehl 28 Buchstabe b (LT-Drs. 18/16798) bzw. 29 (LT-Drs. 18/19909) 

Buchstabe b wird die Angabe „§ 107“ durch die Angabe „§ 90“ ersetzt. 
 
13.  Im Änderungsbefehl 31 (LT-Drs. 18/16798) bzw. 32 (LT-Drs. 18/19909) wird in Absatz 2 

in Satz 3 die Angabe „§ 107“ durch die Angabe „§ 90“ ersetzt. 
 
14.  Im Änderungsbefehl 36 Buchstabe a (LT-Drs. 18/16798) bzw. 37 Buchstabe a (LT-Drs. 

18/19909) wird die Angabe „§ 102“ durch die Angabe „§ 85“ ersetzt. 
 
15.  Im Änderungsbefehl 42 Buchstabe b (LT-Drs. 18/16798) bzw. 43 Buchstabe b (LT-Drs. 

18/19909) wird die Angabe „§ 102“ durch die Angabe „§ 85“ ersetzt. 
 
16.  Im Änderungsbefehl 45 (LT-Drs. 18/16798) bzw. 46 (LT-Drs. 18/19909) werden die 

Buchstaben a bb) und cc) gestrichen, und in Buchstabe b wird der letzte Satz vor Absatz 
3 wie folgt geändert: „Das Hausrecht nach § 18 Absatz 1 bleibt unberührt.“  

 
Buchstabe b Absatz 5 wird wie folgt geändert: „In dem Verfahren zur Verhängung einer 
Ordnungsmaßnahme aufgrund eines Ordnungsverstoßes im Sinne des Absatzes 1 
Nummer 1-4 gelten hinsichtlich der Einstellung und Aussetzung des Ordnungsverfah-
rens die §§ 22 und 33 des Landesdisziplinargesetzes.“ 
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17.  Im Änderungsbefehl 46 (LT-Drs. 18/16798) bzw. 47 (LT-Drs. 18/19909) wird in Buch-
stabe a im Änderungsbefehl aa) und bb) die Angabe „§ 102“ jeweils durch die Angabe 
„§ 85“ ersetzt.  

 
18.  Der Änderungsbefehl 48 Buchstabe b (LT-Drs. 18/16798) bzw. 49 Buchstabe c (LT-Drs. 

18/19909) wird wie folgt geändert: „In Absatz 6 Satz 2 wird die Angabe „§ 101“  durch 
die Angabe „§ 84“ ersetzt. 

 
19.  Im Änderungsbefehl 54 (LT-Drs. 18/16798) bzw. 55 (LT-Drs. 18/19909) wird in Buch-

stabe a die Angabe „§ 102“ durch die Angabe „§ 85“ ersetzt. 
 
20.  Im Änderungsbefehl 60 (LT-Drs. 18/16798) bzw. 61 (LT-Drs. 18/19909) wird Buchstabe 

b wie folgt geändert: „Für die Rücknahme der Gradverleihung gilt § 48 Absatz 1 und 3  
 des Verwaltungsverfahrensgesetzes NRW.“ 
 
21.  Der Änderungsbefehl 61 Buchstabe c (LT-Drs. 18/16798) bzw. 62 Buchstabe c (LT-Drs. 

18/19909) wird gestrichen. Die geltende Fassung wird unverändert beibehalten. 
 
22.  Im Änderungsbefehl 63 (LT-Drs. 18/16798) bzw. 64 (LT-Drs. 18/19909) wird in Buch-

stabe b die Angabe „§ 103“ jeweils durch die Angabe „§ 86“ ersetzt und in Buchstabe c 
Absatz 3 die Angabe „§ 102“ durch die Angabe „§ 85“ sowie in Absatz 4 die Angabe „§ 
115“ durch die Angabe „§ 98“ ersetzt. 

 
23. Im Änderungsbefehl 70 (LT-Drs. 18/16798) bzw. 71 (LT-Drs. 18/19909) wird in Buch-

stabe e die Angabe „§ 112“ durch die Angabe „§ 95“ ersetzt. 
 
24.  Im Änderungsbefehl 73 (LT-Drs. 18/16798) bzw. 74 (LT-Drs. 18/19909) wird in Buch-

stabe a die Angabe „§ 101“ durch die Angabe „§ 84“ ersetzt und in Buchstabe b die 
Angabe „§ 110“ durch die Angabe § 93“. 

 
25.   Der Änderungsbefehl 77 (LT-Drs. 18/16798) bzw. 78 (LT-Drs. 18/19909) wird 

 gestrichen. 
 
26.   Der Änderungsbefehl 78 (LT-Drs. 18/16798) bzw. 79 (LT-Drs. 18/19909) wird 

 gestrichen. 
 
27.   Im Änderungsbefehl 79 (LT-Drs. 18/16798) bzw. 80 (LT-Drs. 18/19909) wird die Angabe 

„§ 101“ durch die Angabe „§ 84“ ersetzt. 
 
28.  Im Änderungsbefehl 80 (LT-Drs. 18/16798) bzw. 81 (LT-Drs. 18/19909) wird im einlei-

tenden Satz die Angabe „§ 102“ durch die Angabe „§ 85“ ersetzt und in Buchstabe e bb) 
sowie in Buchstabe g die Angabe „§ 115“ durch die Angabe „§ 98“. 

 
29.  Im Änderungsbefehl 81 (LT-Drs. 18/16798) bzw. 82 (LT-Drs. 18/19909) wird im einlei-

tenden Satz die Angabe „§ 103“ durch die Angabe „§ 86“ ersetzt und in Buchstabe a die 
Angabe „§ 101“ durch die Angabe „§ 84“ sowie in Buchstabe b die Angabe „§ 102“ durch 
die Angabe „§ 85“ und die Angabe „§ 115“ durch die Angabe „§ 98“. 

 
30.  Im Änderungsbefehl 82 Buchstabe LT-Drs. 18/16798) bzw. 83 Buchstabe (LT-Drs. 

18/19909) wird die Angabe „§ 104“ durch die Angabe „§ 87“ ersetzt. 
 
31.  Im Änderungsbefehl 83 (LT-Drs. 18/16798) bzw. 84 (LT-Drs. 18/19909) wird die Angabe 

„§ 105“ durch die Angabe „§ 88“ ersetzt. 
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32.  Im Änderungsbefehl 84 (LT-Drs. 18/16798) bzw. 85 (LT-Drs. 18/19909) wird die Angabe 
„§ 106“ durch die Angabe „§ 89“ ersetzt. 

 
33.  Im Änderungsbefehl 85 (LT-Drs. 18/16798) bzw. 86 (LT-Drs. 18/19909) wird die Angabe 

„§ 107“ durch die Angabe „§ 90“ ersetzt. 
 
34.  Im Änderungsbefehl 86 (LT-Drs. 18/16798) bzw. 87 (LT-Drs. 18/19909) wird die Angabe 

„§ 108“ durch die Angabe „§ 91“ ersetzt und die Angabe „§ 107“ durch die Angabe „§ 
90“. 

 
35.  Im Änderungsbefehl 87 (LT-Drs. 18/16798) bzw. 88 (LT-Drs. 18/19909) wird die Angabe 

„§ 109“ durch die Angabe „§ 92“ ersetzt. 
 
36.  Im Änderungsbefehl 88 (LT-Drs. 18/16798) bzw. 89 (LT-Drs. 18/19909) wird im einlei-

tenden Satz die Angabe „§ 110“ durch die Angabe „§ 93“ ersetzt. 
 
37.  Im Änderungsbefehl 89 (LT-Drs. 18/16798) bzw. 90 (LT-Drs. 18/19909) wird die Angabe 

„§ 111“ durch die Angabe „§ 94“ ersetzt. 
 
38.  Im Änderungsbefehl 90 (LT-Drs.218/16798) bzw. 91 (LT-Drs. 18/19909) wird im einlei-

tenden Satz die Angabe „§ 112“ durch die Angabe „§ 95“ ersetzt. 
 
39.  Im Änderungsbefehl 91 (LT-Drs. 18/16798) bzw. 92 (LT-Drs. 18/19909) wird die Angabe 

„§ 113“ durch die Angabe „§ 96“ ersetzt und die Angabe „§ 114“ durch die Angabe  
„§ 97“. 

 
40.  Im Änderungsbefehl 92 (LT-Drs. 18/16798) bzw. 94 (LT-Drs. 18/19909) wird im einlei-

tenden Satz die Angabe „§ 115“ durch die Angabe „§ 98“ ersetzt sowie in  Buchstabe b 
die Angabe „§ 106“ durch die Angabe „§ 89“, und in Buchstabe c wird der  Absatz 9 wie 
folgt gefasst:  

 „Ordnungsmaßnahme auf der Grundlage eines Ordnungsverstoßes nach § 51a Absatz 
2 Satz 2 Nummern 5 bis 7 können nur für solche Verstöße verhängt werden, die nach 
dem Inkrafttreten des Artikels 1 des Hochschulstärkungsgesetzes vom [einsetzen: Da-
tum des Inkrafttretens sowie Fundstelle dieses Gesetzes] begangen oder versucht wor-
den sind.“ 

 
 
Artikel 2 wird wie folgt geändert: 
 
41. Im Änderungsbefehl 1 werden die Buchstaben d, e und f gestrichen. 
 
42.  Der Änderungsbefehl 5 Buchstabe a wird gestrichen. 
 
43.  Der Änderungsbefehl 9 wird gestrichen.   
 
44.  Im Änderungsbefehl 25 (LT-Drs. 18/16798) bzw. 26 (LT-Drs. 18/19909) werden die 

Buchstaben a bb) und cc) gestrichen, und in Buchstabe b lautet der letzte Satz vor Ab-
satz 3 wie folgt: „Das Hausrecht nach § 18 Absatz 1 Satz 4 dieses Gesetzes bleibt  

 unberührt.“  
 
 Buchstabe b Absatz 5 lautet wie folgt: „In dem Verfahren zur Verhängung einer Ord-

nungsmaßnahme aufgrund eines Ordnungsverstoßes im Sinne des Absatzes 1 Nummer 
1-4 gelten hinsichtlich der Einstellung und Aussetzung des  Ordnungsverfahrens die §§ 
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22 und 33 des Landesdisziplinargesetzes vom 16.  November 2004 (GV. NRW. S. 
624), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 20.  November 2018 (GV. NRW. 
S. 592) geändert worden ist.“ 

 
45.  Der Änderungsbefehl 37 (LT-Drs. 18/16798) bzw. 38 (LT-Drs. 18/19909) wird wie folgt 

geändert: „§ 58 Absatz 5 Satz 1 wird wie folgt gefasst: „Für die Rücknahme der Grad-
verleihung gilt § 48 Absatz 1 und 3 des Verwaltungsverfahrensgesetzes NRW.“ 

 
46.  Der Änderungsbefehl 38 Buchstabe c (LT-Drs. 18/16798) bzw. 39 Buchstabe c (LT-Drs. 

18/19909) wird gestrichen. Die geltende Fassung wird unverändert beibehalten. 
 
47.  Der Änderungsbefehl 40 (LT-Drs. 18/16798) bzw. 41 (LT-Drs. 18/19909) wird gestrichen. 
 
48.  Der Änderungsbefehl 41 (LT-Drs. 18/16798) bzw. 42 (LT-Drs. 18/19909) wird gestrichen. 
 
49.  Im Änderungsbefehl 42 wird die Angabe „§ 103“ durch die Angabe „§ 86“ ersetzt.  
 
50. Im Änderungsbefehl 44 wird die Angabe „§ 106“ durch die Angabe „§ 89“ ersetzt. 
 
51.  Im Änderungsbefehl 45 in Buchstabe b wird der Absatz 8 wie folgt gefasst:  
 „Ordnungsmaßnahme auf der Grundlage eines Ordnungsverstoßes nach § 43a Absatz 

2 Satz 2 Nummern 5 bis 7 können nur für solche Verstöße verhängt werden, die nach 
dem Inkrafttreten des Artikels 2 des Hochschulstärkungsgesetzes vom [einsetzen: Da-
tum des Inkrafttretens sowie Fundstelle dieses Gesetzes] begangen oder versucht wor-
den sind.“ 

 
 
Artikel 3 wird wie folgt geändert: 
 
52. Im Änderungsbefehl 2 wird die Angabe „§ 102“ durch die Angabe „§ 85“  ersetzt. 
 
 
Artikel 9 wird wie folgt geändert: 
 
53.  Im Änderungsbefehl 2 wird die Angabe „§ 102“ jeweils durch die Angabe „§ 85“ ersetzt. 
 
54.  Im Änderungsbefehl 3 wird die Angabe „§ 101“ durch die Angabe „§ 84“ ersetzt. 
 
 
Artikel 10 wird wie folgt geändert: 
 
55.  Die Angabe „§ 114“ in der Einleitung wird durch die Angabe „§ 97“ ersetzt. 
 
56.  Im Änderungsbefehl 1 wird die Angabe „§ 101“ durch die Angabe „§ 84“ ersetzt. 
 
57.  Im Änderungsbefehl 2 wird die Angabe „§ 114“ durch die Angabe „§ 97“ ersetzt. 
 
58.  Im Änderungsbefehl 3 wird die Angabe „§ 102“ durch die Angabe „§ 85“ ersetzt. 
 
 
Artikel 10 wird wie folgt geändert: 
 
59.  Im Änderungsbefehl 5 wird die Angabe „§ 101“ durch die Angabe „§ 84“ ersetzt. 
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Artikel 12 wird wie folgt geändert: 
 
60.  Im Absatz 1 wird die Angabe „§ 101“ durch die Angabe „§ 84“ ersetzt. 
 
 
Artikel 13 wird wie folgt geändert: 
 
61. Die Angabe „§ 101“ wird durch die Angabe „§ 84“ ersetzt. 
 
 
Artikel 14 wird wie folgt geändert: 
 
62. Die Angabe „§ 101“ wird durch die Angabe „§ 84“ ersetzt. 
 
 
Artikel 15 wird wie folgt geändert: 
 
63.  Die Angabe „§ 101“ wird durch die Angabe „§ 84“ ersetzt. 
 
 
Artikel 16 wird wie folgt geändert: 
 
64.  Die Angabe „§ 102“ wird durch die Angabe „§ 85“ ersetzt. 
 
 
Artikel 17 wird wie folgt geändert: 
 
65.  Im Änderungsbefehl 1 und 2 wird jeweils die Angabe „§ 102“ durch die Angabe „§ 85“ 

 ersetzt. 
 
 
Artikel 18 wird wie folgt geändert: 
 
66.  Die Angabe „§ 102“ wird durch die Angabe „§ 85“ ersetzt. 
 
 
Artikel 19 wird wie folgt geändert: 
 
67.  Im Änderungsbefehl 1 Buchstabe a sowie im Änderungsbefehl 2 wird die Angabe „§ 

 107“ jeweils durch die Angabe „§ 90“ ersetzt.  
 
 
Artikel 20 wird wie folgt geändert: 
 
68.  Im Absatz 3 wird die Angabe „§ 110“ jeweils durch die Angabe „§ 93“ ersetzt. 
 
 
Artikel 21 wird wie folgt geändert: 
 
69.  Die Angabe „§ 112“ wird durch die Angabe „§ 95“ ersetzt, und in Absatz 2 wird die An-

gabe „§ 110“ durch die Angabe „§ 93“ ersetzt. 
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Begründung: 
 
Zu Nr. 1 - 2, Nr. 4 – 20 und Nr. 22 – 24, Nr. 26 – 41 sowie Nr. 43 – 45 und Nr. 48 - 69: 
  
Es handelt sich um redaktionelle Folgeänderungen zu 25. und 47. des vorliegenden Ände-
rungsantrags (Streichung des vorgesehenen neuen Teils 10). 
 
 
Zu Nr. 3 und Nr. 42: 
 
Die durch den Änderungsbefehl 6 Buchstabe a zum Hochschulgesetz und 5 zum Kunsthoch-
schulgesetz vorgesehene Festschreibung einer Verbindlichkeit strategischer Ziele des Landes 
zur Steuerung des Hochschulwesens erweitert die Möglichkeiten politischer Einflussnahme 
auf Curricula in die Wissenschaftsfreiheit gefährdender Weise. 
 
 
Zu Nr. 21 und Nr. 46: 
 
Durch den im Entwurf vorgesehenen Änderungsbefehl ist die Abschaffung des Regelfalls vor-
gesehen, dass Betreuung und Erstbegutachtung einer Promotion in einer Hand liegen, und es 
soll zur Regel werden, dass jede folgende Begutachtung ohne Kenntnis der vorangehenden 
und ohne Bezugnahme darauf vorzunehmen sei. Angesichts zumeist hochspezialisierter Fra-
gestellungen und der vergleichsweise geringen Verfügbarkeit fachlich in Frage kommender 
Wissenschaftler in Deutschland, besonders in den sogenannten kleinen Fächern, sowie auf-
grund des erheblichen Aufwandzuwachses ist diese Neuregelung als realitätsfern und wissen-
schaftsfremd abzulehnen. 
 
 
Zu Nr. 25 und Nr. 47: 
 
Für das in einem neuen Teil 10 vorgesehene hochschulgesetzlich zu etablierende Redlich-
keits- und Integritätsrecht besteht kein Bedarf, da zur Sanktionierung entsprechender Ver-
stöße bereits weitestgehend ausreichende Handlungsoptionen zur Verfügung stehen, welche 
durch das Strafrecht, durch arbeitsrechtliche Bestimmungen, das Beamten- und das Diszipli-
narrecht, das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz und das Landesverwaltungsrecht sowie 
weitere hochschulrechtliche Instrumente gewährleistet sind. Durch die Umsetzung des Ände-
rungsbefehls würde der Aufbau paralleler, redundanter Strukturen eingeleitet, deren Justizia-
bilität und Praxistauglichkeit überdies fragwürdig sind. 
Zudem haben die Hochschulen in Nordrhein-Westfalen 2023 eine Selbstverpflichtungserklä-
rung zum Umgang mit Machtmissbrauch unterzeichnet und diesbezügliche Maßnahmen ein-
geleitet, deren Evaluation und Weiterentwicklung sie anstreben. Ferner gibt es als hochschul-
externe Anlaufstellen eine Beratungsstelle gegen Antisemitismus an Hochschulen in Nord-
rhein-Westfalen und seit November 2025 eine hochschulübergreifende Rechtsberatungsstelle 
für Betroffene von Machtmissbrauch.  
 
 
 
Dr. Hartmut Beucker  
Christian Loose 
 
und Fraktion 
 
 


